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und, soweit zulässige Berufung eingelegt ist, bis zur Ver­
kündung des Urteils zweiter Instanz das Verfahren durch 
Beschluß einstellen. Zur Einstellung des Verfahrens bedarf 
es weder der Zustimmung der Staatsanwaltschaft noch der des 
Privatklägers noch der des Beschuldigten.

(2) Wird das Verfahren nach Abs. 1 eingestellt, so kann 
das Gericht die in dem Verfahren entstandenen Auslagen 
sowie die dem Privatkläger und dem Beschuldigten erwach­
senen notwendigen Auslagen angemessen verteilen oder dem 
Beschuldigten ganz auferlegen. Eine Gebühr wird nicht er­
hoben. Die Einstellung nach Abs. 1 kann auch erfolgen, 
bevor der von dem Privatkläger zu zahlende Gebührenvorschuß 
eingezahlt ist.

(3) Gegen die Einstellung des Verfahrens findet sofortige 
Beschwerde statt.

Mitwirkung der Staatsanwaltschaft.
§ 377

(1) ln dem Verfahren auf erhobene Privatklage isit die 
Staatsanwaltschaft zu einer Mitwirkung nicht verpflichtet; 
es ist ihr jedoch der zur Hauptverhandlung bestimmte 
Termin bekanntzumachen.

(2) Auch kann die Staatsanwaltschaft in jeder Lage 
der Sache bis zum Eintritt der Rechtskraft des Urteils 
durch eine ausdrückliche Erklärung die Verfolgung über­
nehmen. In der Einlegung eines Rechtsmittels ist die 
Übernahme der Verfolgung enthalten.

(3) übernimmt die Staatsanwaltschaft die Verfolgung, 
so richtet sich das weitere Verfahren nach den Bestim­
mungen, welche im zweiten Abschnitt dieses Buches für 
den Anschluß des Verletzten als Nebenklägers gegeben 
sind.

Anm.i Abs. 1 war durch Art. 9 § 9 der YO zur weiteren Vereinfachung 
der Strafrechtspflege vom 13. August 1942 (RGBl. I S. 508) neu gefaßt 
worden. — Im übrigen vgl. die bei § 226 abgedruckte VO der DJY über 
die Teilnahme der Staatsanwaltschaft an der Hauptverhandlung.


